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INTERPELLATION vom 16.6.2016

1. Die meisten Arzneimittel der
Spezialitätenliste wurden in den
Jahren 2012 bis 2014 vom für die
SL zuständigen Bundesamt für
Gesundheit (BAG) einer Überprü-
fung unterzogen. Diese  Über -
prüfungen und die damit zusam-
menhängenden allfälligen Preis-
anpassungen erfolgten in der
Re gel ausschliesslich anhand ei -
nes Auslandpreisvergleichs, der
auch weiterhin ein massgebliches
Kriterium bei der Preisfestset-
zung darstellt. Aufgrund der Tat-
sache, dass der Schweizer Fran-
ken seither weiter erstarkt ist,
geht der Bundesrat davon aus,
dass die  aktuellen SL-Preise im
Vergleich zu den Referenzländern
zu hoch sind.
2. Das Bundesgericht kam in
seinem Urteil vom 14. Dezember
2015 zum Schluss, dass das Bun-
desgesetz über die Krankenversi-
cherung vorgebe, dass die Krite-
rien der Wirksamkeit, Zweckmäs-
sigkeit und Wirtschaftlichkeit im
Rahmen jeder Überprüfung glei-
chermassen geprüft werden müs-
sen. Der Bundesrat hat hierauf
am 24. Februar 2016 entschieden,
dass die für die Überprüfung der
Aufnahmebedingungen massgeb-
 lichen Verordnungsbestimmun-
gen anzupassen sind. Er hat die

entsprechende Vorlage am 6. Juli
2016 in die Vernehmlassung gege-
ben. Vorgesehen ist, dass bei jeder
Überprüfung alle drei Kriterien,
Wirksamkeit, Zweckmässigkeit
und Wirtschaftlichkeit, überprüft
werden und dass im Rahmen der
Wirtschaftlichkeitsüberprüfung
immer sowohl der Auslandpreis-
vergleich wie auch der Vergleich
mit anderen Arzneimitteln, die zur
Behandlung derselben Krankheit
eingesetzt werden (sogenannter
therapeutischer Quervergleich,
TQV), berücksichtigt werden.
3. Der Bundesrat sieht weiter-
hin vor, dass jährlich ein Drittel
der SL-Arzneimittel überprüft
wird. Dies vor allem auch darum,
weil die nun vorgesehene syste-
matische Überprüfung aller drei
WZW-Kriterien bei jeder Überprü-
fung eines Arzneimittels zu einem
erheblichen Mehraufwand beim
BAG führen wird, weshalb eine
Gesamtüberprüfung aller SL-
 Arzneimittel im Jahr 2017 mit den
bestehenden Ressourcen nicht
möglich ist.
4. Erfüllt ein Arzneimittel nicht
mehr alle WZW-Kriterien, so kann
es aus der SL gestrichen werden.
Erweist sich ein Arzneimittel je-
doch im Vergleich zu anderen Arz-
neimitteln, die zur Behandlung

derselben Krankheit eingesetzt
werden, bei gleicher Wirksamkeit
lediglich als zu teuer, so ist nach
einer Preisanpassung eine wei-
tere Listung in der SL möglich.
5. Das BAG setzt bereits heute
EDV-Systeme ein. So wird im
 Rahmen der Überprüfung der
 Auf nahmebedingungen alle drei
Jahre bei der Beurteilung der
Wirtschaftlichkeit der Ausland-
preisvergleich mittels einer On-
line- Applikation ermittelt. Die
 Zulassungsinhaberinnen tragen
dabei die Preise der Arzneimittel
für alle Referenzländer ein. Das
BAG prüft, ob künftig die Zulas-
sungsinhaberinnen auch Infor-
mationen für den TQV analog er-
fassen können. Weitere Arbeits-
prozesse können nicht über
EDV-Systeme bewältigt werden
und tragen daher nicht zu einer
Beschleunigung des SL-Aufnah-
meverfahrens oder von Überprü-
fungen bei. Die Überprüfung der
Wirksamkeit und Zweckmässig-
keit muss durch entsprechend
qualifizierte Mitarbeitende erfol-
gen, da dies die Beurteilung  kli -
nischer Studiendaten erfordert.
Ebenso die Durchführung des TQV,
da festgelegt werden muss, mit
welchen Arzneimitteln der Ver-
gleich durchgeführt wird und
wie die Tagestherapie- oder  Kur -
kosten im Einzelnen berechnet
werden.

6. Seit 1. Juni 2015 ist vorgese-
hen, dass Arzneimittel der SL auf-
grund ihrer Zugehörigkeit zu einer
therapeutischen Gruppe überprüft
werden. Arzneimittel gleicher In-
dikation werden dadurch gleich-
zeitig überprüft. So können unter-
schiedliche Preise für vergleich-
bare Arzneimittel in Zukunft
vermieden werden. Damit wird die
Gleichbehandlung von direkten
Konkurrenten erreicht. Mit einer
Lösung, bei der jährlich nur ein
Drittel der Arzneimittel der SL
überprüft wird, ist nicht zu verhin-
dern, dass einzelne  Zulassungs -
inhaberinnen früher von der Über-
prüfung betroffen sind. Mit der
 Anpassung der massgeblichen
Verordnungsbestimmungen vom
29. April 2015 hatte der Bundesrat
auch das Ziel, die Transparenz der
Entscheidungen bezüglich der SL
zu verbessern. Daher publiziert das
BAG nun nach einer Neuaufnahme
oder Indikationserweiterung res-
pektive Limitierungsänderung die
Grundlagen seiner Beurteilung.
Der Bundesrat ist der Auffassung,
dass mit den genannten Mass-
nahmen die Gleichbehandlung
der SL-Arzneimittel, die Transpa-
renz und die Rechtssicherheit ge-
währleistet sind; weitere Mass-
nahmen sind daher nicht geplant.

Am 31.8.2016 antwortete der Bundesrat wie folgt:

Effiziente Bewirtschaftung
der Spezialitätenliste
Die Interpellation von Thomas Weibel haben wir in ARS MEDICI 17/16 vorgestellt.

Thomas Weibel

Nationalrat GLP
Kanton Zürich
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1. Für den Bundesrat ist der
Zusammenhang zwischen Klima-
erwärmung und gesundheitlichen
Folgen durch eine Vielzahl von
Studien belegt. Direkte Effekte
wie extreme Hitzeperioden stellen
 bereits heute eine Gefahr für die
Gesundheit dar. Indirekte Auswir-
kungen beeinflussen die Verbrei-
tung der durch Vektoren (z.B.
Stechmücken oder Zecken) über-
tragenen Infektionskrankheiten.
2. Der Bundesrat stellt fest,
dass aus diversen Studien eine
klare Evidenz hervorgeht, wonach
insbesondere für ältere Personen
Hitzewellen ein lebensbedrohli-
ches Risiko darstellen können.
 Ältere Menschen verfügen über
eine schlechtere Wärmeregula-
tion. Sie schwitzen weniger und
haben ein vermindertes  Durst -
gefühl. Dies macht sie anfällig für
Hitzestress und kann ihr Herz-
Kreislauf-System beeinträchtigen.
Auch die während Hitzeperioden
meist erhöhte Ozonkonzentration
in der Luft kann gesundheitliche
Beschwerden wie Augenbrennen
und Atemwegsbeschwerden ver-
ursachen.
Es gibt hingegen nur wenige Be-
weise, dass Frauen stärker betrof-
fen sind als Männer. Eine Studie
der Universität Basel hat gezeigt,
dass bei der Hitzewelle im Jahr
2003 die Mortalität bei den Frauen
leicht höher (7,5%) war als bei den
Männern (6,1%). In einer aktuellen
Studie zum Hitzesommer 2015
(noch nicht veröffentlicht) deuten
die Resultate auf eine tiefere hit-
zebedingte Sterblichkeit bei den
Frauen (5%) als bei den Männern
(6%) hin.
3. Einzelne Kantone, Städte und
Gemeinden beschäftigen sich be-
reits aktiv mit Aspekten der An-
passung an den Klimawandel

und haben Grundlagendokumente
oder Strategien für eine solche
Anpassung  ent wickelt. Der Bund
analysiert die durch den Klima-
wandel verursachten Risiken und
Chancen in einer landesweiten
Studie. Bis anhin wurden acht
kantonale Fallstudien in den Kan-
tonen Aargau, Jura, Freiburg,
Genf, Basel-Stadt, Graubünden,
Uri und Tessin durchgeführt. Ein
Synthesebericht wird nächstes
Jahr veröffentlicht.
Die Wahrscheinlichkeit des Auf-
tretens neuer  Infektionskrank -
heiten wird nach wie vor im
 Wesent lichen vom Reiseverhalten
der Per sonen bestimmt. Mit den
 zukünftigen veränderten  klima -
tischen Bedingungen besteht je-
doch die Möglichkeit einer Ver-
breitung von neuen (z.B. Chikun-
gunya- und Denguefieber) oder
bereits bestehenden (z.B. zecken-
übertragene Krankheiten wie Früh-
sommer-Meningoenzephalitis und
Borreliose) Infektionskrankheiten.
Um das Risiko von durch Vektoren
übertragenen Krankheiten früh-
zeitig zu erkennen, werden die von
Süden her einwandernden Tiger-
mücken im Tessin und entlang der
Nord-Süd-Verkehrsachsen über-
wacht und bekämpft.
4. Der Bundesrat hat im ersten
Teil seiner Strategie zur Anpas-
sung an den Klimawandel in der
Schweiz vom 2.März 2012 die Ziele
für die Anpassung auf Bundes-
ebene formuliert, die grössten
 Risiken und Herausforderungen
beschrieben und Handlungsfelder
für neun Sektoren, darunter auch
die Gesundheitspolitik, identifi-
ziert. Im zweiten Teil der Strategie
vom 9. April 2014 wird im Rahmen
eines Aktionsplans aufgezeigt, wie
die Schweiz ihre Anpassungsziele
erreichen und die Herausforde-

rungen bewältigen will. Die Stra-
tegie des Bundesrates setzt den
Rahmen für das koordinierte Vor-
gehen der Bundesämter bei der
Anpassung an den Klimawandel.
Als Folge des Rekordsommers
2003 hat das Bundesamt für Ge-
sundheit in Zusammenarbeit mit
dem Bundesamt für Umwelt Ver-
haltensempfehlungen und Infor-
mationen für die Bevölkerung er-
arbeitet und stellt diese jeden
Sommer den Kantonen und weite-
ren betroffenen Akteuren wie
zum Beispiel Einrichtungen der
Langzeitpflege zur Verfügung
(www.hitzewelle.ch). Zusätzlich soll
für kantonale Behörden ein  Leit -
faden für den Umgang und das
Management der Auswirkungen
von lang andauernden Hitzewel-
len erstellt werden, damit bei den
relevanten Zielgruppen effektive
Massnahmen ergriffen werden
können. Die kantonalen Massnah-
men sind heterogen und reichen
von einfachen Verhaltensanwei-
sungen bis zu Betreuungsmass-
nahmen. Insbesondere in der Süd-
und Westschweiz wurden im Rah-
men von Hitzeplänen (z. B. Kanton
Waadt) Betreuungsmassnahmen
für verletzliche Personengruppen
durch den Zivilschutz seit 2003
verstärkt oder Frühwarnsysteme
eingeführt (Kantone Tessin, Waadt,
Neuenburg und Genf).
5. Die Deklaration von Parma
stand im Zeichen des Schutzes
der Kinder in einer sich ändernden
Umwelt. Mit der Strategie und dem
Aktionsplan zur Anpassung an den
Klimawandel (vgl. Ziff. 4) hat der
Bundesrat eine wichtige Mass-
nahme ergriffen, um die in Ziffer
3a der Parma-Deklaration er-
wähnten gesundheitlichen Folgen
des Klimawandels zu reduzieren.
6. Dem Bundesrat sind keine
Kostenfolgenschätzungen der Aus-
 wirkungen des Klimawandels auf
die Gesundheit für die gesamte

Schweiz bekannt. Die in den kan-
tonalen Fallstudien (vgl. Ziff. 3)
zum Zwecke des Vergleichs mit
Risiken in anderen Auswirkungs-
bereichen vorgenommene Mone-
tarisierung der gesundheitlichen
Risiken zeigt, dass die finanziellen
Auswirkungen der klimabeding-
ten Gefahren für die Gesundheit
vergleichsweise gross ausfallen
können. Im Rahmen der Nationa-
len Risikoanalyse für Katastro-
phen und Notlagen des BABS
 werden für ein mit dem Rekord-
sommer 2003 vergleichbares Hit-
zewellenszenario rund 550 Millio-
nen Franken direkte Schäden
 geschätzt und wird mit einer Re-
duktion der wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit von rund 850 Mil-
lionen Franken gerechnet (www.
babs.admin.ch � Weitere Aufga-
benfelder � Gefährdungen und
Risiken � Nationale Gefähr-
dungsanalyse). Die mit Hitzewel-
len verbundenen Kosten umfas-
sen vorzeitige Todesfälle, eine er-
höhte Anzahl Spitaleinweisungen
und zusätzlichen Pflegeaufwand,
geringere Leistungsfähigkeit und
damit Produktivitätsverluste. Wei-
ter kann die durch den Klimawan-
del verlängerte Vegetationsperiode
viele Allergiker beeinträchtigen.
Dazu kommen die durch  Infek -
tionskrankheiten (infolge von Ver-
unreinigungen von Lebensmitteln
und Wasser, durch vermehrte
Übertragung durch Zecken und
andere) verursachten Kosten. Der
Bundesrat geht davon aus, dass
die Kosten für präventive Anpas-
sungsmassnahmen zur Minimie-
rung dieser Risiken in Zukunft
mit fortschreitendem Klimawan-
del stark zunehmen werden. Sie
werden aber nur einen Bruchteil
der erwarteten volkswirtschaftli-
chen Kosten der gesundheitlichen
Auswirkungen des Klimawandels
ohne diese Anpassungsmassnah-
men betragen.

Dies die Antwort des Bundesrats vom 31.8.2016:

Ist die Gesundheit älterer Menschen in der
Schweiz durch die zunehmende Klima erwär mung
gefährdet? Was unternimmt die Schweiz?

Die Interpellation von Rosmarie Quadranti haben wir in ARS MEDICI 18/16 vorgestellt.

Rosmarie
Quadranti

Nationalrätin BDP
Kanton Zürich
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